
HAUPTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGER 

KUNDMANNGASSE 21 

ZI. 1 5 - 4 3 . 60 / 83 S d / Z p 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1017 wie n 

POSTFACH 600 TELEFON 72 56 21 DVR 0024279 

Kl.204/DW 

Wien, 16. September 1983 

~; ~;trifft G~~~TZE~TW~ft 
! LI... __________________ • __ ~ ________ __ . GEl19.----'"--

Datum: 

Betr.: Novelle zum Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG) 

Bezug: Entschließung des Nationalrates zum Geschäftsordnungs­
gesetz, BGBl.Nr.178/1961 

Der Hauptverband der 6sterreichischen Sozialversiche­

rungsträger übermittelt 25 Exemplare seiner Stellungnahme zur 

Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz-Novelle 1983. 

Beilagen ~. t~General. ~~. rek or: . 
J/P . ! (f I ' 
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15-43.60/83 Sd!Zp 

An das 

Bundesministerium ~ür 
soziale Verwaltung 

Stubenring 1 
1010 Wie n 

Kl.204/DW 

16. September 1983 

Betr.: Novelle zum .nsolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG) 

Bezug: Ihr Schreiben vom 11. August 1983, 
Zl. 37.006/207-3/83 

Aus der Sicht der Sozialversicherung bestehen gegen 

die geplante Novelle zumIESG, mit der Mißbräuche beim Be­

zug von Insolvenz-Ausfallgeld abgestellt und ein~achere 

Verfahrensregeln geschaffen werden sollen, keine materiel­

len Bedenken. 

In formeller Hinsi~ht ist allerdings folgendes an­

zumerken: 

Der dem Hauptverband der österreichischen Sozialver­

sicherungsträger vorliegende Novellengext nimmt auf die IESG­

Novelle im Rahmen der 38. Novelle zum ASVG (veröffentlich in 

BGB1.Nr.647/1982) keine Rücksicht (diese Novelle wird auch 

nicht im Kop~ des NovellLerungsvorschlages erwähnt). 

Die genannte, noch nicht berücksichtigee Änderung sol3:­

te (als "Begleitmaßnahmezum Insolvenzrechts-Änderungsgesetz") 

sichervtellen, daß die Dienst~ehmer-Anteile der Sozialver­

sicherungsbeiträge wie Entgelt behandelt werden. Genauso, wie 

ein Dienstnehmer sein (vom Dienstgeber nicht bezahltes) Ent­

gelt aus d4m Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds ersetzt erhalten 
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sollte, sollt auch die Sozialversicherung die auf dieses Ent­

gelt entfalle den Dienstnehmer-Beitragsanteile aus diesem Fnnds 

ersetzt erhal en. 

Zu die em Zweck wurde in ärt.VIII der 38. ASVG-Novelle 

der § 3 Abs.3 IESG geä.ndert une ein neuer § 13a IESG ge­

schaffen. Die e Bestimmungen werden gemeinsam mit der letzten 

Etappe der In olvenzrechtsreform (nä.mlich dem "klassenlosen 

Konkursit) am • Jä.nner 1984 in Kraft treten. 

Diese nderung des IESG sollte den Beitragsverlust, den 

die Sozialver icherung durch die Einführung des "klaseenlosen 

Konkurses" er eiden wird, wenigstens teilweise ausgleichen 

helfen. Sie w rde von allen maßgeblichen, an der Insolvenz­

rechtsreform eteiligten Stellen unterstützt. 

§ 13a ~bs.2 IESG in der Fassung dieser letzten Novelle 

verkn'pft den Anspruch dar Sozialversicherung auf die Dienst­

nehmer-Beitragsanteile (teilweise) mit dem Anspruch des 

Dienstnehmers auf Entgel~. Durch den Text der nun geplanten 

IESG-Novelle önnte der Anschein entstehen, daß jene Beitrags­

forderungen , ie auf' lä.nger (= mehr als drei Monate vor In­

solvenzeröffn ng) zurückkiegenden Entgeltansprüchen beruhen, 

für die Sozia versicherung nicht mehr ohne weiteres gemä.ß 

§ 13a IESG sichergestellt wind. 

Eine solche (theo~etisch mögliche) Interpretation des 

IESG würde je'doch dem Zweck der letzten IESG-Nvvelle wideel"­

sprechen. 

Im Ra men der nun geplanten Änderung des IESG sollte 

daher klzrge tellt werden, daß die Einschränkung der ge­

sicherten An prüche auf kaufendes Entgelt aus der Zeit vor 

der Insolven eröffnung (§. 3 Abs.l dritter und vierter Satz 

des Entwurfe ) den Anspruch der Sozialversicherung auf Er­

stattung der iDienstnehmer-Beitragsanteile aus dem Insolvenz­

.usfallgeld-~onds in keiner Weise scimälert. 
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'1 . . ~ 1 3 - '" .. , ... 1'" l' h ~ t... lt i1r ragen an, lU j a ~~O~ aus'ruc~ 1C ~~st~uila en, 

daS die beiddn letzt4D S~tze des § 3 Abs.1 (die ~b 1. länner 

1984 in Kratt treten sollen) den Anspruch der Soiialver­

sicherune ~uf Erstattung der Dienstnehmer-Beitragsanteile 

nicht berühren. 

25 ~xemplare dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium 

des I1 at ionalrat übermittelt. 

Der P 
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